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NR. 44 AUGUST 2018  Einleitung 
Militarisierungsprozesse im 
Südkaukasus 
Aufrüstung und Kriegsrhetorik im Umfeld ungelöster Territorialkonflikte 
Uwe Halbach 
Derzeit lenkt der politische Wandel in Armenien die internationale Aufmerksamkeit 
wieder auf den Südkaukasus. Doch die Sicherheitslage in der Region wird nach wie vor 
von ungelösten Territorialkonflikten bestimmt, in deren Schatten die Kontrahenten 
eine erhebliche Aufrüstung betrieben haben. Dies gilt vor allem für die Gegner im Kon-
flikt um Berg-Karabach – für Aserbaidschan und Armenien, die im Globalen Militari-
sierungsindex an exponierter Stelle figurieren. Der vor zehn Jahren über Südossetien 
ausgebrochene »Augustkrieg« zwischen Georgien und Russland war eine Lektion dar-
über, wohin eine solche Militarisierung im Umfeld angeblich »eingefrorener Konflik-
te« führen kann. Georgien hat in der Folge die Option, Konflikte militärisch zu lösen, 
deutlich zurückgestellt und seine vor 2008 beträchtlichen Militärausgaben reduziert. 
 
In absoluten Zahlen sind die Militärausga-
ben der Staaten des Südkaukasus am höch-
sten in Aserbaidschan, dem mit über 9 Mil-
lionen Einwohnern größten Land in der 
Region, das zugleich als Wirtschaftsmacht 
in diesem Raum anzusehen ist. Sie betru-
gen 2015 fast 2 Milliarden US-Dollar, 2017 
knapp 1,5 Milliarden. Zwischen 2014 und 
2017 zwang der sinkende Ölpreis erdöl-
exportierende Staaten dazu, ihre Ausgaben 
für Sicherheit und Verteidigung zu reduzie-
ren. 2017 belegte Aserbaidschan im Ran-
king des Globalen Militarisierungsindexes 
(GMI) des Bonner International Center for 
Conversion (BICC) Platz 11, 2014 Platz 8. 
Präsident Ilham Alijew rühmt sich, in sei-
ner Amtszeit seit 2003 die Ausgaben für 
Aufrüstung um das 15-fache gesteigert zu 
haben. Diese Militarisierung betrieb Baku im 
Kontext des Karabach-Konflikts. Die ande-
ren Konfliktparteien, Armenien und Berg-
Karabach, liegen in absoluten Zahlen zwar 
weit dahinter zurück. Armenien gab 2017 
437 Millionen US-Dollar für seine Streit-
kräfte aus. In Relation zu seiner Bevölke-
rungs- und Wirtschaftsgröße ist der Milita-
risierungsgrad gleichwohl beträchtlich. Im 
GMI rangiert das Land sogar auf Platz 3. Die 
Stärke des militärischen Personals Berg-Kara-
bachs mit seinen knapp 150000 Einwoh-
nern wird auf 18–20000 geschätzt. Geor-
gien liegt im GMI weit hinter seinen Nach-
barn zurück – auf Platz 55. Vor dem 
»Augustkrieg« von 2008 waren unter der 
Präsidentschaft Saakaschwilis die Militär-




des BIP auf über 9 Prozent gestiegen. Da-
nach kürzte die Regierung in Tiflis den 
Militäretat deutlich. Einen hohen Militari-
sierungsgrad weisen Abchasien und Süd-
ossetien durch die dortige russische Trup-
penpräsenz auf. Allein auf dem kleinen 
Territorium Südossetiens mit heute etwa 
30000 Einwohnern sind mehr als 4000 rus-
sische Soldaten stationiert. 
Die Lektion von 2008 
Vor dem »Fünftagekrieg« zwischen Russland 
und Georgien im August 2008 lautete die 
gängige Bezeichnung für ungelöste Territo-
rialkonflikte »frozen conflicts«. Der kurze 
Krieg zeigte aber, dass man sich nicht auf 
die Beständigkeit des Eingefrorenseins der 
Konflikte verlassen und das Wiederaufflam-
men der Gegensätze zu regelrechten Krie-
gen, wie sie den Südkaukasus Anfang der 
1990er Jahre erschüttert hatten, nicht aus-
schließen durfte. Der »Augustkrieg« war für 
die sicherheitspolitische Entwicklung im 
postsowjetischen Raum ein tiefer Einschnitt, 
denn Russland hatte sich damit erstmals in 
eine militärische Auseinandersetzung mit 
einem Land des »nahen Auslands« begeben, 
das sich strikt in Richtung Westen orien-
tierte. Der gewaltsamen Eskalation war eine 
Zuspitzung der Spannungen zwischen 
Georgien und seinen abtrünnigen Landes-
teilen Südossetien und Abchasien voraus-
gegangen, in die sich Russland auf Seiten 
der Sezessionsparteien einschaltete. Für die 
internationale Gemeinschaft bestand eine 
weitere Lektion darin, dass sie zu spät auf 
diese seit Monaten sichtbare Zuspitzung 
reagiert hatte. Die Militäroperation brach in 
der Nacht vom 7. auf den 8. August in und 
um Südossetien aus. Die georgische Armee 
startete einen Artillerieangriff auf dessen 
Hauptstadt Zchinwali. Der ein Jahr später 
erschienene Bericht der Independent Inter-
national Fact Finding Mission on the Con-
flict in Georgia bewertete die militärischen 
Operationen völkerrechtlich folgender-
maßen: Der georgische Vorstoß nach Süd-
ossetien sei nach internationalem Recht 
nicht legitim gewesen. Aber der russische 
Militäreinsatz über Südossetien hinaus nach 
»Kerngeorgien«, der bis in die Umgebung 
der Hauptstadt Tiflis und nach Abchasien 
reichte, sei seinerseits unverhältnismäßig 
gewesen, ebenso das Vorgehen ossetischer 
Militärverbände gegen georgische Bevölke-
rungsteile in Südossetien. 
Der verlorene Krieg, der von Anfang an 
ein asymmetrisches Kräftemessen gewesen 
war, ließ die ohnehin schon angeschlagene 
Popularität der Saakaschwili-Führung wei-
ter sinken. Das führte nach den Parlaments-
wahlen 2012 zu einem demokratischen 
Machtwechsel. Die neue Regierung, die von 
dem Parteienbündnis »Georgischer Traum« 
getragen wurde, verfolgte gegenüber Russ-
land und den eigenen, von Moskau als »un-
abhängige Staaten« anerkannten Sezessions-
territorien eine pragmatischere Politik als 
ihre Vorgängerin, hielt aber an der außen- 
und sicherheitspolitischen Annäherung an 
die transatlantische Gemeinschaft fest. Geor-
gien senkte allerdings die Militärausgaben 
von 876 Millionen US-Dollar im Jahr 2008 
auf 332 Millionen im Jahr 2017. Die Stärke 
seiner regulären Streitkräfte wird aktuell 
auf 20650 Mann beziffert. Damit liegt es in 
quantitativer Hinsicht weit hinter Aserbaid-
schan (67000) und Armenien (knapp 
45000). Georgien stellte die »militärische 
Option« auf Wiederherstellung seiner ter-
ritorialen Integrität zurück und gab eine 
Gewaltverzichtserklärung ab, die aber uni-
lateral geblieben ist, weil sie sich an Russ-
land und nicht an die beiden abtrünnigen 
Landesteile richtete und Moskau darauf be-
steht, nicht Konfliktpartei zu sein. 
But not right now: 
Georgien und die NATO 
Qualitativ wertete Georgien seine militäri-
schen Kapazitäten jedoch auf und zog dabei 
Lehren aus dem »Augustkrieg«. Es bemüht 
sich um Interoperabilität mit der Nato, die 
vor Ort inzwischen sichtbarer präsent ist –
zum Beispiel in Gestalt des 2015 eröffneten 
»NATO-Georgia Joint Training and Evalua-
tion Centre«. Zugleich leistet Georgien be-
merkenswerte, gemessen an seiner Bevöl-
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kerung und der Zahl seiner Streitkräfte weit 
überproportionale Beiträge zu internatio-
nalen Sicherheitsmissionen, zum Beispiel 
in Afghanistan, wo es sich mit 1600 Solda-
ten am ISAF-Einsatz beteiligte und mit über 
800 Soldaten in der Nachfolgemission prä-
sent ist. Obwohl die diplomatischen Bezie-
hungen mit Russland brachliegen, haben 
sich die vorübergehend ebenfalls blockier-
ten Handelsverbindungen zwischen beiden 
Ländern verbessert. Gleichwohl besteht das 
geopolitische Spannungsverhältnis zwischen 
den Kriegsgegnern von 2008 fort. Russland 
hat seine »Protektorate« Abchasien und 
Südossetien, in denen es insgesamt an die 
8000 Soldaten stationiert hat, durch Allianz- 
und Integrationsverträge noch enger an sich 
gebunden und ihre Trennung von Georgien 
zementiert. 
Im Umfeld des letzten Nato-Gipfels am 
11./12. Juli in Brüssel waren aus Moskau 
wieder Drohungen zu vernehmen, sollte 
Georgien der westlichen Allianz beitreten. 
Der neue georgische Regierungschef Mamu-
ka Bachtadze und Nato-Generalsekretär 
Jens Stoltenberg gaben darauf bei ihrem 
Treffen am 18. Juli gemeinsam eine Ant-
wort: Georgien sei ein souveränes Land, das 
seinen Weg selbst bestimmen könne. Stol-
tenberg bekräftigte die Unterstützung der 
Nato für die territoriale Integrität Georgiens 
und forderte Russland auf, seine Truppen 
aus Abchasien und Südossetien zurück-
zuziehen. Die Beziehungen zwischen der 
Allianz und Georgien seien so eng wie nie 
zuvor. Der russische Ministerpräsident 
Medwedjew, vor zehn Jahren im Präsiden-
tenamt, warnte in einem Interview am 
6. August auf das Schärfste vor einem mög-
lichen Nato-Beitritt Georgiens: »Das kann 
einen fürchterlichen Konflikt provozieren«. 
Tatsächlich ist die Aufnahme Georgiens in 
die Allianz trotz der Solidaritätsbekundun-
gen aus Brüssel nicht näher gerückt. So 
erklärte US-Präsident Trump Mitte Juli, das 
Land habe zwar eine Chance auf einen 
Beitritt, »but not right now«. Auf dem Nato-
Gipfel von Bukarest im April 2008 hatte das 
Bündnis Georgien zwar die Mitgliedschaft 
prinzipiell zugesagt, aber auf Drängen vor 
allem Deutschlands und Frankreichs darauf 
verzichtet, dem Land ein Eintrittsbillet in 
Form eines Membership Action Plan zu be-
willigen. Dabei ist es bis heute geblieben, 
obwohl Georgien ein hervorragendes Zeug-
nis über seine Kooperation mit der Nato 
ausgestellt wird. 
Der Karabach-Konflikt als 
Militarisierungsgenerator 
Der Konflikt zwischen Armenien und Aser-
baidschan ist zwar nicht im gleichen Maße 
ein Schauplatz der geopolitischen Ost-West-
Spannungen wie die ungelösten Territorial-
konflikte Georgiens oder die Kämpfe in der 
Ukraine. Der Grad der durch ihn herbei-
geführten Militarisierung in der Region ist 
aber alarmierend. Gegenwärtig nimmt die 
Kriegsrhetorik wieder zu. Am 24. Juli droh-
ten Sprecher beider Konfliktparteien ein-
ander mit Militärschlägen. Und auch Ver-
treter Berg-Karabachs warnten den Nachbarn 
vor einem »sofortigen Militärschlag« im 
Falle eines Angriffs. Im Gegenzug wies das 
aserbaidschanische Verteidigungsministe-
rium darauf hin, es gebe auf dem Territo-
rium Armeniens Objekte, deren Vernich-
tung ganze Gebiete für Jahrhunderte un-
bewohnbar machen würde.  
Aserbaidschan stellt die »militärische 
Option« zunehmend als einzige Möglichkeit 
dar, die ihm noch verblieben ist, um seine 
international anerkannte territoriale Inte-
grität wiederherzustellen, nachdem die 
Mediation im Rahmen der Minsker OSZE-
Gruppe bislang keinen Durchbruch zu 
einer politischen Konfliktlösung erbracht 
hat. Auf einer Militärparade zog Präsident 
Alijew im Juni 2018 eine Bilanz der Auf-
rüstung unter seiner Herrschaft: Die Kampf-
fähigkeit der Armee sei »auf dem höchsten 
Stand« und werde von »sehr starkem Patrio-
tismus« getragen. In militärischen Ausein-
andersetzungen im April 2016 – mit 200 
Todesopfern den heftigsten seit dem Waf-
fenstillstand 1994 – habe die aserbaidscha-
nische Armee einige von Armenien besetzte 
Gebietsteile zurückerobert. Der Gegner sei 
nicht in der Lage, mit der militärischen und 




konkurrieren. Das Land hat Waffen aus 
Russland, Israel, der Türkei, Belarus, der 
Ukraine und anderen Ländern importiert – 
allein aus Russland im Gegenwert von fünf 
Milliarden US-Dollar. Laut dem Stockholmer 
International Peace Research Institute 
(SIPRI) entfallen 13 Prozent aller Waffen-
importe in Europa einschließlich des Süd-
kaukasus auf das Land am kaspischen Meer. 
Zudem baut Aserbaidschan seine eigene 
Waffenindustrie aus und etabliert sich nun 
auch als Exporteur auf diesem Feld. 
Armenien blieb bei seinen Aufrüstungs-
bemühungen weitgehend auf Russland an-
gewiesen, mit dem es eine »strategische Par-
tnerschaft« vereinbart hat. Russland unter-
hält auf seiner Militärbasis im armenischen 
Gjumri rund 5000 Soldaten sowie Truppen 
an der Grenze Armeniens zur Türkei und 
zum Iran. Ab 2016 erhielt Armenien von 
Moskau Iskander-Raketen. Derzeit führt es 
mit dem Kreml Verhandlungen über den 
Erwerb von Kampfflugzeugen vom Typ Su-
30SM, die seine Verteidigungsfähigkeit in 
der Luft verbessern sollen. Für derartige Pro-
jekte erhält Jerewan von Moskau– anders 
als Aserbaidschan – finanzielle Vergün-
stigungen. 
Doch Russland spielt im Karabach-Kon-
flikt eine ambivalente Rolle. Es tritt als 
Hauptmediator und zugleich als Haupt-
waffenlieferant beider Konfliktseiten auf. 
Armenien kann sich auch nicht darauf ver-
lassen, dass ihm seine Mitgliedschaft in der 
von Russland dominierten sicherheitspoliti-
schen Regionalorganisation, der Organisa-
tion des Kollektiven Sicherheitsvertrags, der 
Aserbaidschan nicht angehört, Vorteile 
gegenüber dem Kontrahenten verschafft. 
Ein Mitgliedsland wie Belarus lieferte zu-
letzt Raketen an Aserbaidschan. Jerewan 
hat jüngst angekündigt, seine Streitkräfte 
mit Nachdruck weiter modernisieren zu 
wollen. Im März startete das armenische 
Verteidigungsministerium ein »Modernisie-
rungsprogamm für 2018–2024« mit meh-
reren Schwerpunkten technologischer In-
novation. Der populäre Führer der »samte-
nen Revolution« vom Frühjahr 2018 und 
neue Regierungschef Nikol Pashinjan ist 
bemüht, den demokratischen Machtwechsel 
aus sicherheits- und geopolitischen Kontex-
ten herauszuhalten. Er betont, dass die Be-
ziehungen zum »Sicherheitspartner« Russ-
land davon nicht betroffen seien. Doch die 
Sicherheitsfrage im Umfeld des Konflikts 
mit Aserbaidschan wirft ihren Schatten auf 
die aktuelle Entwicklung in Armenien. Im 
April waren die Kommentare aus Baku zu 
dem Machtwechsel in Jerewan noch positiv, 
obwohl der politische Wandel dort in schar-
fem Kontrast zu den autoritären Herrschafts-
verhältnissen in Aserbaidschan steht. Doch 
als Pashinjan die Wiederzulassung Berg-
Karabachs zu den von der OSZE begleiteten 
Friedensverhandlungen verlangte, von 
denen es seit 1998 ausgeschlossen ist, und 
sein Sohn seinen Militärdienst demonstrativ 
in Berg-Karabach antrat, reagierte Baku mit 
Drohungen. Auch die Debatte über die Frage, 
wie verlässlich Russland als Sicherheits-
partner Armeniens eigentlich ist, loderte 
wieder auf – trotz aller Bekundungen der 
neuen armenischen Regierung, an der be-
stehenden russisch-armenischen »strategi-
schen Partnerschaft« festhalten zu wollen. 
Ausblick 
Auch wenn Regionalexperten es für unwahr-
scheinlich halten, dass im Südkaukasus 
erneut Kriege ausbrechen, ist ein solches 
»worst case«-Szenario zumindest im Falle 
des Karabach-Konflikts nicht auszuschlie-
ßen. Die internationale Gemeinschaft muss 
die von massiver Aufrüstung flankierte mili-
tante Rhetorik, die dieser Konflikt provo-
ziert, ernst nehmen. Denn diese stellt ein 
wesentliches Hindernis für eine friedliche 
Konfliktlösung dar, zu der sich beide Seiten 
formell immer noch bekennen. Internatio-
nale Akteure fordern zum Beispiel seit lan-
gem den Abzug armenischer Truppen aus 
den besetzten Provinzen in der Umgebung 
Berg-Karabachs. Einige armenische Politiker 
haben diesen Schritt zuletzt zumindest teil-
weise in Erwägung gezogen. Er wird aber 
nicht beginnen, solange auf der Gegenseite 
immer wieder die »militärische Option« be-
tont und die Kriegstrommel gerührt wird. 
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